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Ziel des Bebauungsplans 

Die Stadt Rosenfeld beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 
7. Änderung und Erweiterung“ das Betriebsgelände der Martin Höhn GmbH nach Südwesten 
hin zu erweitern, um standortnahe Flächenreserven für die Expansion des Betriebs dauerhaft 
zu sichern und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von neuen Be-
triebsgebäuden zu schaffen. Zudem sollen die bisherigen Festsetzungen des seit 1971 rechts-
kräftigen Bebauungsplanes „Dornbrunnen I“ sowie die Festsetzungen aus der 3., 5. und 6. 
Änderung des Bebauungsplanes, die in den Bereich der vorliegenden 7. Änderung und Erwei-
terung des Bebauungsplanes fallen, an die aktuellen Anforderungen des Umwelt-, Klima- und 
Artenschutzes angepasst werden. Folglich werden für den ca. 6,0 ha großen Geltungsbereich 
neue Festsetzungen getroffen. Die Ausweisung der Art der baulichen Nutzung als Gewerbe-
gebiet nach § 8 BauNVO und als Industriegebiet nach § 9 BauNVO bleibt jedoch unverändert.   

Ziel und Zweck der vorliegenden Bebauungsplanänderung ist, das Plangebiet und dessen Er-
weiterungsfläche städtebaulich dahingehend zu optimieren, dass die Gebäude unter Berück-
sichtigung der topographischen Verhältnisse mit einer Höhe von mehr als 18 m zum Schutz 
des Orts- und Landschaftsbildes sich im Bereich der öffentlichen Erschließungsstraße und in 
einem kleineren Bereich inmitten des Gewerbegebiets befinden. Somit wird die Bauhöhe im 
Industrie- und Gewerbegebiet innerhalb der Teilfläche 1 auf maximal 20 m und innerhalb der 
Teilfläche 4 auf maximal 30 m beschränkt. Der Großteil des Gewerbegebiets lässt dagegen 
Bauhöhen bis 16 m bzw. 18 m zu und entspricht somit der Bebauung in der näheren Umge-
bung. Die Zulässigkeit von hohen baulichen Anlagen ist für die gewerbliche Nutzung unerläss-
lich und dient dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden. Daher werden die bereits be-
stehenden Gebäude teilweise aufgestockt.   

Des Weiteren wird der bestehende landwirtschaftliche Weg zur Vergrößerung der Gewerbe-
gebietsfläche im Südwesten zum Teil nach Süden verlegt.  

Die bisherigen Festsetzungen hinsichtlich der im zeichnerischen Teil ausgewiesenen Pflanz-
gebote und Verkehrsflächen entfallen somit mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dorn-
brunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“. Dadurch werden dem Betrieb gewisse Freiheiten 
bei der Gestaltung des Betriebsgeländes zugesprochen. Das im Osten des Gewerbegebiets 
bestehende Retentionsbecken wird dagegen erhalten, da dieses der schadlosen Beseitigung 
des Niederschlagswassers im Trennsystem dient. Zudem werden im Osten des Gewerbege-
biets die vorhandenen Baumbestände als Ortsrandeingrünung über eine Pflanzbindung gesi-
chert und somit dauerhaft erhalten.   

Zusammenfassend werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Än-
derung und Erweiterung“ eine vorausschauende Überplanung des Gewerbegebiets und Si-
cherung von standortnahen Flächenreserven ermöglicht, die aufgrund der dynamischen Ent-
wicklung des Betriebs bereits jetzt erforderlich sind. Die Stadt Rosenfeld ist deshalb bestrebt 
den vorhandenen und zukünftigen Bedarf mit der Arrondierung des Areals zu decken und die 
regionale Verankerung der Mitarbeiter zu unterstützen. 

Verfahrensverlauf 

Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan wurde vom Gemein-
derat der Stadt Rosenfeld am 17.10.2024 gefasst und am 24.10.2024 ortsüblich bekannt ge-
macht. Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. 
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Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in 
der Zeit vom 25.10.2024 bis 27.11.2024. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB ebenfalls im Zeitraum vom 25.10.2024 bis 27.11.2024 frühzeitig von der Pla-
nung unterrichtet. 

Nach Fertigstellung des Planentwurfes sowie der Begründung mit Umweltbericht und einer 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) fasste der Gemeinderat am 24.07.2025 den 
Beschluss über Anregungen und Bedenken der eingegangenen Stellungnahmen. 

Der Planentwurf wurde in der gleichen öffentlichen Sitzung von der Gemeindevertretung ge-
billigt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 04.08.2025 bis 
09.09.2025 beschlossen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB gebeten, ihre Stellungnahmen zum Planentwurf ebenfalls im Zeitraum 
vom 04.08.2025 bis 09.09.2025 abzugeben. 

Die Gemeindevertretung hat am 20.11.2025 in öffentlicher Sitzung die von der Öffentlichkeit 
und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgegebenen Stellungnahmen 
behandelt und den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die 
örtlichen Bauvorschriften wurden nach § 74 LBO ebenfalls als Satzung beschlossen. 

Der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 03.11.2025 sind mit 
der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 18.06.2026 in Kraft getreten.  

Beurteilung der Umweltbelange 

Zum Bebauungsplan „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ in Rosenfeld ist ein Um-
weltbericht erstellt worden. Im Rahmen der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurden 
die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB geprüft 
und die Ergebnisse im Umweltbericht dargestellt. Der Umweltbericht beinhaltet den Grünord-
nungsplan, den Bestands- und Maßnahmenplan sowie die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz.  

Für das im Bereich von Fettwiesen und einer Magerwiese gelegene Gebiet ergeben sich durch 
das Vorhaben für die Umweltbelange Tiere/Pflanzen und Boden vor allem durch die bauliche 
Flächeninanspruchnahme bislang unversiegelter Bereiche erhebliche Beeinträchtigungen. Im 
Bereich des bestehenden Gewerbe- und Industriegebiets ergeben sich keine erheblichen Be-
einträchtigungen.  

Für die Aufstellung des Bebauungsplans sind Maßnahmen zur Minimierung und zum Aus-
gleich der Eingriffswirkungen erforderlich.   

Der planinterne Ausgleich der Eingriffswirkungen erfolgt durch die als Pflanzgebot festgesetzte 
Eingrünung mit Bäumen und die Extensivierung von Grünlandflächen. Daneben sollen beste-
hende Bäume erhalten bleiben. Darüber hinaus können Eingriffsminderungen u.a. durch die 
Verwendung von versickerungsfähigen Belägen in Bereichen, wo keine Gefahr besteht, dass 
es zu Verschleppungen und Verunreinigungen des Bodens kommt, den fachgerechten Um-
gang mit Bodenmaterial, die Wiederverwendung des anfallenden Bodenaushubs auf den 
Grundstücksflächen sowie die Verwendung einer insekten- und fledermausverträglichen Au-
ßenbeleuchtung erzielt werden.  

Zur weiteren Kompensation der Eingriffswirkungen auf die erheblich betroffenen Umweltbe-
lange Tiere/Pflanzen und Boden wird auf einer Ackerfläche etwa 1 km südwestlich des Plan-
gebiets ein Buntbrachestreifen angelegt. Daneben ist ein Oberbodenauftrag auf einer Acker-
fläche, die Entwicklung einer Mageren Flachland-Mähwiese durch Extensivierung sowie die 
Umwandlung von Ackerfläche in eine Magerwiese vorgesehen.  
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Die Überprüfung der vorgesehenen Minimierungs-, Vermeidungs- und Kompensationsmaß-
nahmen erfolgt im Rahmen eines Monitorings. 

Parallel zum Umweltbericht wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durch-
geführt. Nach dieser kommen im Wirkraum des Vorhabens mehrere artenschutzrechtlich rele-
vante Artengruppen vor. Zu nennen sind hierbei die europäischen Vogelarten. Zusätzlich ist 
auch das potenzielle Vorkommen von Fledermäusen und Reptilien zu betrachten. 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 Satz 1-3 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG sowie zur Sicherung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG (CEF-Maßnahmen) müssen die Vermeidungsmaßnahmen 1 
bis 4 (V1 bis V4) umgesetzt werden, die im Bebauungsplan über eine planungsrechtliche Fest-
setzung gesichert sind. Diese umfassen das Aufstellen eines Reptilienzaunes im Grenzbereich 
zum Bauhof und der Zimmerei, um das Einwandern von Zauneidechsen und anderen poten-
ziell vorkommenden Reptilien in die Vorhabensfläche zu vermeiden (vgl. V1). Die Außenbe-
leuchtung ist nach den aktuellen Standards energiesparend sowie insekten- und fledermaus-
verträglich zu gestalten und auf das absolut notwendige Maß zu beschränken, um Störungen 
der jagenden Fledermäuse zu vermeiden (vgl. V2). Die Baufeldfreimachung einschließlich Ge-
hölzentnahme darf ausschließlich von Oktober bis Februar erfolgen. Nach dem Oberboden-
abtrag muss die Fläche bis Baubeginn vegetationsfrei gehalten werden (vgl. V3). Um das Vo-
gelschlagrisiko an Glasscheiben der geplanten Gebäude zu minimieren, müssen bei der Pla-
nung und baulichen Umsetzung des Gebäudes die Wirkungsfaktoren gemäß dem Leitfaden 
der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 2021 LAG VSW (2021) berücksichtigt 
werden (vgl. V4). Darüber hinaus ist eine funktionserhaltende CEF-Maßnahme 1 (CEF 1 – 
Anlage eines Buntbrachestreifens) durchzuführen.  

Das Biotopentwicklungs- und Pflegekonzept sieht vor, dass die anzulegende Blühfläche für 
die Feldlerche alle 5 Jahre umzubrechen und durch Neueinsaat zu erneuern ist, wenn die 
Buntbrache nicht jährlich alternierend auf dem ausgewählten Ackerschlag angelegt wird. Im 
September kann jeweils ab dem dritten Jahr ein einmaliger Pflegeschnitt durchgeführt werden, 
wobei ein Teilbereich (ca. 30 %) der Fläche stehen gelassen werden sollte. Das Schnittgut ist 
abzutransportieren. Bei jährlichem Wechsel der Buntbrache auf dem Ackerschlag, ist diese 
jeweils neu einzusäen.  

Es wird empfohlen, das Vorhaben unter Einbindung einer ökologischen Baubegleitung umzu-
setzen, um den Erfolg der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zu gewährleisten.  

Weiteres artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial ist durch das geplante Vorhaben nicht zu 
erwarten.   

Unter Berücksichtigung von Vorkehrungen zur Vermeidung sowie der dargestellten funktions-
erhaltenden Maßnahme ergeben sich für die gemeinschaftlich geschützten Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten durch die Realisierung des Vorhabens 
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG. Es wird keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG benötigt. 

Abschließend kann festgestellt werden, dass nach derzeitigem Kenntnisstand mit Realisierung 
der Planung und der vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation der Eingriff in die Umweltbelange ausgeglichen ist. Es verbleiben keine erheblichen 
negativen Auswirkungen für die Gesamtheit der Umweltbelange bestehen.  
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Berücksichtigung der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB gingen zum Vorentwurf des 
Bebauungsplanes keine Anregungen und Bedenken seitens der Bürgerinnen und Bürger ein. 

Im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist eine Stellungnahme der Öffentlichkeit 
eingegangen. Gegen die geplante Erweiterung des Gewerbegebiets wurde Einspruch einge-
legt, weil sich das Vorhabensgebiet in einem Flurbereinigungsgebiet befindet. Die Ausweisung 
von Bauland steht nicht im Zusammenhang mit Flurbereinigungsgebieten. Diese Aussage 
wurde auf telefonische Anfrage durch das Amt für Vermessung und Flurneuordnung, Landrat-
samt Zollernalbkreis am 02.10.2025 bestätigt.  

Berücksichtigung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die wesentlichen Anregungen und Bedenken, die gegenüber dem geplanten Vorhaben im 
Rahmen der frühzeitigen Anhörung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB abgewogen werden mussten, sind nachfolgend zusammenfassend 
dargelegt:  

Das Regierungspräsidium Tübingen hat in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass 
außerhalb von Erschließungsbereichen von Landesstraßen die Anlegung neuer Zufahrten im 
Interesse des überörtlichen Verkehrs grundsätzlich ausgeschlossen ist. Eine Anlegung von 
neuen Zufahrten im Anschluss an die L 390 ist nicht geplant. Die äußere verkehrliche Erschlie-
ßung des Industrie- und Gewerbegebiets erfolgt weiterhin über die im Norden gelegene Sie-
mensstraße.  

Das Landratsamt Zollernalbkreis hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass seitens des 
Landwirtschaftsamts sowie der unteren Natur- und Bodenschutzbehörde noch keine abschlie-
ßenden natur-, arten- und bodenschutzfachlichen Stellungnahmen abgegeben werden kön-
nen, da das umweltrelevante Gutachten und die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
aufgrund der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB noch nicht vorlagen. Der Um-
weltbericht mit Eingriffs- /Ausgleichsbilanzierung und die saP wurden erstellt. In diesen Gut-
achten wurden die natur-, boden- und artenschutzrechtlichen Belange abgearbeitet. Zudem 
wurde dem Bebauungsplan ein Antrag auf Erteilung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 
BNatSchG für das innerhalb des Bebauungsplangebietes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und 
Erweiterung“ gelegene Biotop Nr. 377184170634 (Mähwiese 1 südlich Industriegebiet Rosen-
feld) beigefügt.  

Des Weiteren hat die untere Naturschutzbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis in ihrer Stel-
lungnahme angeregt, eine Minimierungsmaßnahme hinsichtlich dem Vogelschlagrisiko in die 
planungsrechtlichen Festsetzungen aufzunehmen und die beleuchteten Werbeanlagen min-
destens zwischen 23 Uhr und 5 Uhr abzuschalten. Den Anregungen wurde gefolgt und es 
wurde hierzu die Vermeidungsmaßnahme 4 (V4) sowohl in die saP als auch in die Festset-
zungen des Bebauungsplanes aufgenommen. Zudem wurden die örtlichen Bauvorschriften 
unter Ziffer 2 „Werbeanlagen“ entsprechend ergänzt.  

Darüber hinaus hat der Fachbereich vorbeugender Brandschutz im Landratsamt Zollernalb-
kreis in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass die Löschwasserversorgung durch die Stadt Ro-
senfeld sicher zu stellen ist und bei der Errichtung von Gebäuden die Hinweise zum Brand-
schutz zu beachten sind. Im Planbereich (Radius von 300 m) kann wie in der Stellungnahme 
gefordert keine Löschwasserentnahme von > 96 m³/h aus einem Hydranten im Wasserrohr-
netz erfolgen, ohne dass der Mindestversorgungsdruck von 1,5 bar im Netz unterschritten 
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wird. Bei einer Löschwasserentnahme über zwei parallel genutzte Hydranten wäre eine ge-
samte Löschwassermenge von 96 m³/h möglich. Der Mindestversorgungsdruck sinkt dann an 
den jeweiligen Entnahmehydranten auf 1,5 bar ab und liegt somit am unteren zulässigen 
Grenzwert. Die Hinweise wurden als solche in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Zum Entwurf des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ wurden 
verschiedene Anregungen und Bedenken vorgebracht. Im Nachfolgenden werden die wesent-
lichen Stellungnahmen zusammenfassend dargestellt.  

Das Regierungspräsidium Tübingen - Abteilung Mobilität, Verkehr, Straßen - hat in seiner Stel-
lungnahme darauf hingewiesen, dass sich durch die im Gewerbegebiet geplante PV-Anlage 
keine nachteiligen Auswirkungen auf den Verkehr der L 390 ergeben dürfen. In den Örtlichen 
Bauvorschriften ist unter Ziffer 1.3 „Solarmodule“ festgesetzt, dass die Oberfläche der Son-
nenkollektoren und Photovoltaik-Module mit einem hochtransparentem, antireflexbeschichte-
tem und hitzevorgespanntem Solarglas (entspiegeltes Glas) hergestellt werden müssen, so-
dass nachteilige Auswirkungen auf den Verkehr der L 390 unwahrscheinlich sind. Dennoch 
wird der Hinweis in den Bebauungsplan in Kapitel 4, Punkt 12 „Immissionsschutz (Blendwir-
kungen)“ aufgenommen. Sofern Blendschutzmaßnahmen erforderlich werden, sind diese 
durch den Anlagenbetreiber umzusetzen.  

Das Landwirtschaftsamt im Landratsamt Zollernalbkreis hat in seiner Stellungnahme darauf 
hingewiesen, dass die geplante externe Ausgleichsmaßnahme K4 (Aufgabe der ackerbauli-
chen Nutzung und Anlegen einer Magerwiese) auf einer Fläche der Flurbilanzkategorie Vor-
behaltsflur I umgesetzt werden soll. Die Inanspruchnahme dieser Flächen (gute Böden) wird 
grundsätzlich kritisch gesehen, da der Anteil der Ackerfläche in dieser hohen Flurbilanzkate-
gorie im Zollernalbkreis gering ist. Es wird angeregt, eine alternative Fläche auszuwählen, 
welche in einer niedrigeren Flurbilanzkategorie eingestuft ist. Aufgrund der Bedenken des 
Landwirtschaftsamts verzichtet der Vorhabenträger auf den überwiegenden Teil der Maß-
nahme. Stattdessen wird eine andere Kompensationsmaßnahme (K4) zum Ausgleich des Ein-
griffs geplant. Dabei findet nun der überwiegende Teil des Ausgleichs auf einer Fläche mit der 
Ausweisung Vorbehaltsflur II statt. Die geplante Maßnahme wurde vor Satzungsbeschluss mit 
dem Landwirtschaftsamt und der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamt Zollernalb-
kreis zur Vorabstimmung vorgelegt.  

Die untere Naturschutzbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis hat in ihrer Stellungnahme mit-
geteilt, dass sichergestellt werden muss, dass die zur Rodung vorgesehenen Bäume vor der 
Fällung auf Höhlen von Fledermäusen/Vögeln untersucht werden und eine rechtliche Siche-
rung der planexternen Kompensationsmaßnahmen erfolgt. Es wird empfohlen, das Vorhaben 
unter Einbindung einer ökologischen Baubegleitung umzusetzen, um den Erfolg der Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen zu gewährleisten. Der Anregung der unteren Natur-
schutzbehörde wurde dahingehend gefolgt, dass in die saP die Untersuchung der Höhlen-
bäume entsprechend aufgenommen und eine Empfehlung zur Ökologischen Baubegleitung 
formuliert wurde. Die planexternen Kompensationsmaßnahmen wurden über einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag zwischen der Stadt Rosenfeld, dem Eigentümer und dem Landratsamt Zol-
lernalbkreis gesichert.    
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Aufstellung des Bebauungsplans nach Abwägung mit möglichen Planungsal-
ternativen 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ hat 
der Gemeinderat der Stadt Rosenfeld beschlossen, das am südwestlichen Ortsrand gelegene 
Gewerbe- und Industriegebiet „Dornbrunnen I“ zu erweitern. Dadurch sollen standortnahe Flä-
chenreserven für die Expansion des ansässigen Betriebs Martin Höhn GmbH dauerhaft gesi-
chert und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von neuen Betriebsge-
bäuden geschaffen werden. Die Zufahrt zum Plangebiet erfolgt weiterhin über die nördlich ge-
legene Siemensstraße und über das westlich geplante Gewerbegebiet Dornbrunnen V. Die 
Gebäudehöhe wird im Industrie- und Gewerbegebiet überwiegend auf 16 m bzw. 18 m be-
grenzt. In einzelnen Teilbereichen des Gewerbegebiets sind maximale Gebäudehöhen von bis 
zu 20 m bzw. 30 m zulässig. Dadurch wird eine Aufstockung bestehender Gebäude ermöglicht 
und zugleich die Inanspruchnahme von Grund und Boden reduziert.  

Aufgrund der geplanten Erweiterung und Aufstockung am Standort sind keine sinnvollen 
Standortalternativen vorhanden. Der Bebauungsplan wird aus dem wirksamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Rosenfeld entwickelt.  

Nach gemeinsamer intensiver Abwägung aller bekannten Vor- und Nachteile durch den Ge-
meinderat der Stadt Rosenfeld stellte sich der vorhandene Standort für das geplante Bauvor-
haben aufgrund der Erweiterungs- und Aufstockungsmöglichkeit am Standort mit der höchsten 
Eignung dar. 

 

Rosenfeld, den 18.06.2026 

 

 

Thomas Miller 
Bürgermeister 

 


